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Arzheim. Der Arbeitskreis der
CDU „Rechte Rheinseite“ un-
terstützt die Vorhaben der ein-
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zelnen Orte rechts des Rhei-
nes. Auch Arzheim findet eine
breite Unterstützung darin, die

Baulücke rechts und links der
Kreisstraße neben der Kapelle
als Baugrundstücke nutzbar zu

machen. Diese Grundstücke
sind im Flächennutzungsplan
immer noch als Trasse für die
Stadtteilverbindungsstraße
zum Asterstein und nach Aren-
berg freigehalten worden. Das
Teilstück wird jedoch niemals
mehr realisiert werden, da der
Bedarf sehr zurückgegangen
ist, nachdem die Bundeswehr
auf der rechten Rheinseite na-
hezu abgebaut wurde.
Da der Stadtrat vorsieht, nur
noch Baulücken zu schließen
und andere Bauvorhaben erst
mal auf Eis gelegt werden,
wird es an der Arzheimer
Schanze momentan schwierig
sein, ein Baugebiet umzuset-
zen. Hier wird jetzt erst einmal
Schadensbegrenzung betrie-
ben, denn der Ortsbeirat hatte
einen Beschluss vorliegen,
nachdem das Baugebiet Arz-
heimer Schanze aufgehoben
werden sollte. Wie im Fachbe-
reichsausschuss des Stadtra-

tes entschieden wird, kann die
CDU Arzheim nicht vorherse-
hen. Aber es wäre falsch, das
Baugebiet Arzheimer Schanze
vollkommen zu streichen, da
auf Dauer für die Entwicklung
des Ortes Bauflächen benötigt
werden.
Die einzige Alternative zu ei-
nem Baugebiet kann im Mo-
ment nur der Lückenschluss in
der Kreisstraße sein. Dafür
muss der Flächennutzungsplan
geändert werden - von der
Straßentrasse zur Bebauung.
Die Erschließung könnte hier
über die Kreisstraße erfolgen.
Der Arbeitskreis „Rechte
Rheinseite“, der sich mit der
Entwicklung von rechtsrheini-
schen Vorhaben befasst, traf
sich kurzfristig zu einem Orts-
termin, um die Situation vor
Ort zu besichtigen.

Pressemitteilung Martina
von Berg, CDU Arzheim
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Koblenz. „Auch wenn das Pro-
jekt bereits seit vielen Jahren
diskutiert wird, in den vergan-
genen Haushalten der Stadt
auch mit nennenswerten Beträ-
ge abgesichert war, so bleibt
die Realisierung des Gehwe-
ges Rübenacher Straße zwi-
schen „Im Acker“ und „Am Met-
ternicher Bahnhof“ unklar. Die-
ses Fazit zieht das Metterni-
cher Ratsmitglied Christian Alt-
maier, nachdem er die Antwort
der Verwaltung gelesen hat.
Die Ernüchterung sitzt tief, hat-
te Altmaier in den vergange-
nen Haushalten trotz Sparbe-
mühungen stets eine Absiche-
rung der Maßnahme bewirken
können.
Allerdings scheitert es unter-
dessen an der Aufsichts- und
Dienstleistungsdirektion, ADD,
in Trier. Die Behörde kontrol-
liert die kommunalen Haushal-
te und verweigert der Stadt
20.000,- EUR für die Fertigstel-
lung der Straßenplanung, wie
von der Stadtverwaltung im
Mai 2011 beantragt. „Daher
konnte der Straßenausbau bis-
her nicht vorgenommen wer-
den“, ärgert sich das Ratsmit-
glied. „Die Unabweisbarkeit der
Maßnahme wird von Seiten der
ADD nicht anerkannt“, heißt es
bei der Stadtverwaltung. „Muss
erst ein schwerer Unfall mit
Personenschaden beklagt wer-

den, bis die ADD erkennt wie
gefährlich die Rübenacher
Straße ist?“ Diese Frage will
Altmaier nunmehr in einem
Schreiben an die Präsidentin
der ADD, Dagmar Barzen, stel-
len und hofft auf eine erfreuli-
chere Antwort aus Trier. Bau-
dezernent Martin Prümm
schreibt in der Antwort auf die
Anfrage der SPD-Fraktion
aber, dass die Grundstücksfra-
gen unterdessen alle geklärt
seien und auch die Zustim-
mung für vorübergehende In-
anspruchnahmen von Privat-
grundstücken während der
Bauzeit vorliegen würden.
Wann allerdings mit dem Bau
begonnen werden kann ist un-
klar. „Der Zuwendungsantrag
liegt dem Landesbetrieb Mobi-
lität vor“, berichtet Prümm. So-
bald aber die Ergebnisse des
Zuwendungsantrages vorlie-
gen, will die Stadtverwaltung
im zuständigen Ausschuss un-
terrichten. „Der Gehweg in der
Rübenacher Straße ist wichtig,
sowohl für die dort wohnenden
Bürger, als auch für die Ent-
wicklung des Stadtteils, auch
mit Blick auf die Nahversor-
gung“, bekundet Altmaier und
will weiterhin auf eine Umset-
zung der Maßnahme.

SPD-Fraktion der
Stadtverwaltung Koblenz
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